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EXECUTIVE SUMMARY 

a. Die Energiewende ist ein nationales Großprojekt  
Die Kosten der Energiewende werden auf 335 Milliarden Euro geschätzt. Für die Energiewende fehlt noch ein Masterplan mit 
einer engen Vernetzung der zentralen und regionalen Strategien, der Angebots- mit der Nachfrageseite, der konventionellen 
Energien mit den Erneuerbaren Energien, sowie der privaten und staatlichen Leistungen. Eine erfolgreiche Umsetzung erfordert 
eine hohe Akzeptanz in der Bevölkerung. Derzeit bestehen erhebliche Diskrepanzen zwischen öffentlicher Wahrnehmung und 
den Realitäten und Implikationen der Energiewende. Diese führen dazu, dass notwendige Anpassungsmaßnahmen 
unterbleiben. Außerdem werden die Kosten unterschätzt. 

b. Aktive Nachfragesteuerung ist kaum möglich  
In den Szenarien zur Energiewende wird mit einem Rückgang der Stromnachfrage um 10 % bis zum Jahr 2020 und um 25 % 
bis zum Jahr 2050 gerechnet. Simulationen zeigen, dass diese Annahmen sehr optimistisch sind. In der Vergangenheit wurden 
Effizienzsteigerungen bei einzelnen Geräten dadurch kompensiert, dass mehr und größere Geräte eingesetzt wurden. Dieser 
Trend dürfte sich auch zukünftig fortsetzen. Mit einer deutlichen Abnahme der Energienachfrage ist nur dann zu rechnen, 
wenn die Strompreise stark steigen. Dies würde für Haushalte und Unternehmen eine erhebliche Belastung darstellen. Als 
Folge davon könnten Teile der Industrie ihre Standorte verlagern. Insofern hätte diese Politik gravierende Folgen für Wachstum 
und Beschäftigung in Deutschland. 

c. Der Ausbau der Angebotsseite ist deutlich im Verzug und erfordert klare Regeln 
Heute sind lediglich 0,8 % (200 MW) der für 2030 geplanten 25.000 MW Offshore Windenergie realisiert. Damit ist der 
kommunizierte Zeitplan stark gefährdet. Die Folge können erhebliche Mehrkosten für Brückenlösungen sein. Bisher sind zu 
wenige konventionelle Kraftwerke geplant, die die Stilllegung der 9 Kernkraftwerke bis 2022 ausgleichen. Insbesondere 
zusätzliche Gaskraftwerke werden zur Vermeidung von Blackouts erforderlich sein. Unklar ist, ob sich bei einem 
Einspeisevorrang Erneuerbarer Energien Investitionen in Gaskraftwerke lohnen.  

d. Deutschland wird 10 % seines Stroms importieren 
Sofern der Ausbau der Erneuerbaren Energien gemäß seines derzeitigen Trends zu langsam erfolgt und Investitionen in 
konventionelle Kraftwerke unterbleiben, wird Deutschland von einem Stromexportland zu einem Stromimporteur. Das hat 
erhebliche Konsequenzen für die Nachbarländer und erfordert eine enge Koordination zwischen den Ländern. Diese Politik 
führt dazu, dass ausländische statt heimische Kern- und Kohlekraftwerke genutzt werden.  

e. Der Ausbau der Netze und der Erneuerbaren Energien sind stärker zu synchronisieren 
Der Netzausbau wird damit zu einem wesentlichen Engpass der Energiewende. Nach Angaben der Netzagentur wurden bislang 
erst 214 von insgesamt 1.834 Kilometern der von der Bundesregierung 2009 im Energieleitungsausbaugesetz als vorrangig 
beurteilten Neubautrassen fertiggestellt. Die Planungen stammen noch aus der Zeit vor der Energiewende. In der dena 
Netzstudie II wurde ein weiterer Bedarf von 3.600 Kilometern an Übertragungsnetzen geschätzt, während es an etwa 230.000 
Kilometern für regionale Verteilnetze fehlt. Vieles spricht dafür, dass in der im Juni 2012 erscheinenden nächsten dena 
Netzstudie ein noch höherer Bedarf geschätzt wird.  

f. Ausreichende Speicherkapazitäten sind noch nicht in Sicht 
Für die erfolgreiche Umsetzung der Energiewende sind Energiespeicher unerlässlich. Die derzeit bestehenden Kapazitäten 
liegen bei 0,04 TWh. Im Vergleich dazu liegt die Stromerstellung der erneuerbaren Energien über 100 TWh. Zugleich sind die 
Kosten des Speicherns erheblich. Bisher sind im Wesentlichen Pumpspeicherkraftwerke wirtschaftlich rentabel. Deren 
Ausbaukapazität ist aber aufgrund des hohen Flächenbedarfs äußerst begrenzt. Deshalb sind erhebliche Anstrengungen in 
Forschung und Entwicklung von neuen Technologien notwendig. Damit dies geschieht, müssten hier finanzielle Anreize 
gesetzt werden. 
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g. Smart Grid wird erst mittelfristig Angebot und Nachfrage substanziell puffern können 
Smart Grids1 sind notwendig, um Schwankungen auf der Angebotsseite durch Anpassungen auf der Nachfrageseite 
auszugleichen. Damit die Nachfrage im Haushaltsbereich angepasst werden kann, müssen neue Technologien entwickelt und 
implementiert werden. So sind z. B. elektrische Geräte mit Speichern auszustatten. Damit hier Anreize entstehen, müssen 
Strompreise zeitlich variabel gestaltet werden. Selbst wenn diese Anreize schnell gesetzt werden, wird bis zur Verwendung von 
neuen Geräten eine erhebliche Zeit vergehen. Im Gegensatz dazu können die energieintensiven Industrien bereits heute ihren 
Energieverbrauch steuern. Damit entsteht die Möglichkeit, das Netz zu stabilisieren. Für die energieintensiven Unternehmen 
eröffnet sich hier ein neues Geschäftsmodell.  

h. Gewinner und Verlierer der Energiewende  
Gewinner und Verlierer der Energiewende können an der Wertschöpfungskette der Energiewende festgemacht werden. 
Gewinner sind Unternehmen die von Investitionen in neue Anlagen und in die Netzinfrastruktur profitieren. Dazu gehören 
Anlagenbauer und auch Unternehmen der Bauwirtschaft und des Handwerks. Insbesondere kleinere Energieversorger können 
von der Förderung der Erneuerbaren Energien profitieren. Die größeren Kraftwerksbetreiber müssen wegen des Vorrangs der 
Erneuerbaren Energien geringere Laufzeiten und damit auch eine verringerte Rentabilität akzeptieren. Zu den potentiellen 
Verlierern zählt die energieintensive Industrie. Das Szenario der Regierung führt systematisch zu einem Zurückdrängen der 
energieintensiven Industrie. Allerdings zeigt die Wirtschaftskrise, dass die Industrie mit energieintensiven Unternehmen von 
ökonomisch großer Bedeutung ist. Es ist deshalb eine (partielle) Freistellung dieser Industrie von Kostenbelastungen zu 
erwarten, was Mehrbelastungen anderer Branchen und insbesondere der privaten Haushalte zur Folge haben wird. 

i. Kosten  
Der Barwert der Kosten, die die Energiewende bis zum Jahr 2030 verursacht, wird auf 335 Mrd. Euro geschätzt. Davon 
entfallen 250 Mrd. Euro auf die Förderung der Erneuerbaren Energien und 85 Mrd. Euro auf zusätzliche Investitionen in 
Anlagen, Leitungen, Speicher und Kraftwerkskapazitäten. Gemessen an den Steuerungseffekten ist der Anteil der Kosten des 
Erneuerbare-Energien-Gesetzes (EEG) zu hoch. Bereits heute werden an 107 Tagen im Jahr Zwangsabschaltungen 
vorgenommen,  d. h. es erfolgt eine Vergütung ohne nutzbare Stromproduktion. Eine weitere Umsteuerung der Mittel ist 
deshalb erforderlich. So könnten frei werdende Mittel zur Förderung von Speichertechnologien genutzt werden. Ferner besteht 
die Gefahr, dass die erforderlichen Mittel für zusätzliche Investitionen nicht zuletzt wegen des erheblichen Zeitdrucks 
wesentlich höher ausfallen. Beispiele sind zusätzliche, nicht geplante Erdverkabelungen, um Genehmigungsverfahren zu 
vereinfachen oder konventionelle Kraftwerke als Brückenlösungen. 

                                                 
1 Durch intelligente Netze, sogenannte "Smart Grids", können Schwankungen der Stromnachfrage über den Tag abgebaut werden. 
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1. ZIELE DER BUNDESREGIERUNG 

Die Bundesregierung hat anspruchsvolle Ziele für die Energiewende formuliert. So sollen die Treibhausgasemissionen bis 2020 
um 40 % und bis 2050 um bis zu 95 % sinken. Gleichzeitig soll der Primärenergieverbrauch bis 2020 um 20 % und bis 2050 
um 50 % zurückgehen. Die erneuerbaren Energieträger sollen in Zukunft stark ausgebaut werden, damit bis 2020 35 % des 
Bruttostromverbrauchs mit diesen erzeugt werden. Bis 2050 soll dieser Anteil auf 80 % ansteigen. In verschiedensten 
Szenariorechnungen für die Bundesregierung wurden Wege und Entwicklungspfade aufgezeigt, mit denen diese Ziele erreicht 
werden können. Tabelle 1 und Kasten 1 geben einen Überblick über die angestrebten Ziele und einige Szenarien. 

TABELLE 1: ENERGIEPOLITISCHE ZIELE DER BUNDESREGIERUNG 

   Erneuerbare Energie Minderung Energiebedarf 
 Kernenergie CO2-Ziele 

(Basis 1990) 
Brutto-

endenergie
Strom-

erzeugung
Primärenergie Stromverbrauch

2019 -60 %   
2020  -40 % 18 % 35 % -20 % -10 %
2022 -100 %   
2050  -80 bis -95 % 60 % 80 % -50 % -25 %

Quellen: BMU Treibhausgas-Emissionsprojektionen bis zum Jahr 2020 (2012); UBA (2012); HWWI. 

Die Energiewende stößt in der Bevölkerung auf eine hohe Zustimmung. In den jährlich wiederholten Umfragen der Agentur für 
Erneuerbare Energien spricht sich seit Jahren eine große und von Jahr zu Jahr steigende Mehrheit der Befragten für einen 
schnellen Umstieg auf Erneuerbare Energien aus2. Zuletzt gaben 94 Prozent der Befragten an, dass es wichtig, sehr wichtig 
oder sogar außerordentlich wichtig sei, die Erneuerbaren Energien stärker zu nutzen und auszubauen. Diese hohe Akzeptanz 
steht jedoch in einem gewissen Widerspruch zum tatsächlichen Verhalten3. So ist der Anteil derjenigen, die angeben, höhere 
Stromkosten für Ökostrom tragen zu wollen, sehr viel höher als der Anteil derjenigen, die dies dann auch tun. Und obwohl 
Erneuerbare Energien viel Zustimmung erfahren, stößt ihr Ausbau häufig auf Einsprüche. 

ABBILDUNG 1: GLIEDERUNG 
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Kapitel 2

PrimärenergieNachfrage PrimärenergieNachfrage

Industrie und Haushalte

Quelle: HWWI. 

                                                 
2 Vgl. Agentur für Erneuerbare Energien 2012. 
3 Vgl. Wunderlich/Vohrer 2012. 
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Im Folgenden wird untersucht, inwieweit die Zielszenarien der Bundesregierung vor dem Hintergrund bisheriger Entwicklungen 
realistisch sind: Lassen sich die geplanten Einsparungen tatsächlich erzielen? Sind ein Ausbau der Erneuerbaren Energien und 
die dafür notwendige Erweiterung des Netzes in dem geplanten Tempo möglich?  

Von den Maßnahmen der Energiepolitik sind über die Wertschöpfungskette verschiedenste Wirtschaftsbereiche zum Teil sehr 
unterschiedlich betroffen. Abbildung 1 stellt das Vorgehensmodell dar. Die verschiedenen Teile werden chronologisch 
behandelt. Zunächst wird die Entwicklung der Stromnachfrage (Kapitel 2), dann das Stromangebot (Kapitel 3) behandelt.  
Die physische Brücke zwischen Angebot und Nachfrage bildet das Netz (Kapitel 4). Abschließend werden die resultierenden 
Preise und die Kosten der Energiewende behandelt (Kapitel 5). 

KASTEN 1 

Szenarien für die Bundesregierung 
Der Sachverständigenrat für Umweltfragen (SRU) hat in einem Sondergutachten zur Stromversorgung im Januar 2011 die existierenden 
Studien und deren Ergebnisse zusammengefasst4. Dabei wird der Ausstieg aus der Kernenergie unterstellt, so dass deren Anteil am 
Energiemix bis 2022 auf 0 % sinkt. Der Anteil der Erneuerbaren steigt je nach Szenario bis 2050 auf zwischen 58 % und 80 %. Dabei liegt 
die Stromnachfrage (Endenergie-Stromverbrauch) im Jahr 2050 zwischen 400 TWh und 500 TWh5. In den Szenarien geht ein höherer 
Anteil an Erneuerbaren Energien (EE) mit höheren Stromimporten einher. Deren Anteil liegt je nach Szenario bei 11 % bis 12 % des 
Bruttostromverbrauchs und bei 21 % des Nettostromverbrauchs. 

Der SRU hat in seinem Sondergutachten auch eigene Szenarien vorgestellt. Im ersten Szenario wird für das Jahr 2050 eine Stromnachfrage 
von 509 TWh angenommen. Diese stellt sich ein, wenn es zur angestrebten Effizienzsteigerung kommt, die den Stromverbrauch letztlich 
senkt. In diesem Fall muss, damit die Ziele der Bundesregierung erfüllt werden, bis 2021 rund die Hälfte der Stromerzeugung aus 
Erneuerbaren kommen, bis 2049 wären es dann 100 %. In einem alternativen Szenario wird davon ausgegangen, dass die Stromnachfrage 
bis 2050 auf 700 TWh ansteigt. Dies könnte sich einstellen, wenn entweder Effizienzmaßnahmen nicht wie gewünscht durchgeführt 
werden können, oder aber trotz möglicher Effizienzgewinne andere Energieträger durch Strom substituiert werden6.  

Neben dem Ausblick auf die zukünftige Stromversorgung werden auch die Kosten der Umstellung auf Erneuerbare Energien betrachtet. 
Demnach sollen die kurzfristigen Mehrkosten durch den Ausbau der Erneuerbaren Energien spätestens bis Mitte dieses Jahrhunderts durch 
Einsparungen bei den herkömmlichen Energieträgern ausgeglichen werden. Grund hierfür seien zum einen eine Kostendegression aufgrund 
von Lerneffekten bei Erneuerbaren und zum anderen geringere Schadenskosten durch niedrigere Emissionen von Treibhausgasen (THG). 

Nach Ansicht des SRU kommt bei den bisherigen Planungen den Fragen des Lastmanagements der Netze und der Auswirkungen rechtlicher 
und gesellschaftlicher Einflüsse eine zu geringe Bedeutung zu. Es bedarf für eine gesicherte Versorgung eines erheblichen Netz- und 
Energiespeicherausbaus. Des Weiteren müssen Übertragungsnetze in Deutschland und Europa bis 2050 stark erweitert werden. In Teilen 
hat die Bundesregierung inzwischen reagiert und diese Aspekte in einem 10-Punkte-Sofortprogramm7 aufgegriffen. Dieses umfasst unter 
anderem eine Sammelanbindung für Offshore-Windparks, die Förderung neuer Stromspeicher oder auch die deutschlandweite 
Netzausbauplanung. 

                                                 
4 Dazu gehören unter anderen die Energieszenarien für ein Energiekonzept der Bundesregierung 2010, das Leitszenario 2009 des BMU sowie Ergebnisse der Enquete-Kommission 

von 2002. 
5 Vgl. SRU 2011. 
6 Vgl. SRU 2011. 
7 Vgl. AEE, BMU 2012. 
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2. STROMNACHFRAGE 

2.1. Stromverbrauch nach Verbrauchergruppen 
Der Stromverbrauch ist in Deutschland in den Jahren zwischen 1991 und 2008 relativ kontinuierlich von 472,9 TWh auf 542,2 
TWh gewachsen. Nach einem deutlichen konjunkturbedingten Rückgang im Jahr 2009 lag der Gesamtverbrauch in 2011 bei 
607 TWh8. Dabei waren die Anteile der Verbrauchergruppen im Zeitverlauf relativ konstant. Im Jahr 2010 waren die Industrie9 
mit 44 % und die Haushalte mit 28 % die größten inländischen Verbraucher. Die öffentlichen Einrichtungen hatten  
einen Anteil von 8 %. Verkehr und Landwirtschaft sind mit Anteilen von 3 % bzw. 2 % von untergeordneter Bedeutung  
(vgl. Abbildung 2). 

Im internationalen Vergleich verhält es sich ähnlich. In Italien und Österreich liegt die Industrie mit einem Anteil von 43 % 
bzw. 44 % an erster Stelle. In Frankreich und Großbritannien hingegen sind die größten Verbraucher die Haushalte mit 37 % 
bzw. 36 %. In Frankreich ist zudem die Industrie mit 27 % nur der drittgrößte Verbraucher von Strom, nach den öffentlichen 
Einrichtungen, die 33 % verbrauchen. Generell machen die Bereiche Landwirtschaft und Verkehr nur einen geringen Anteil am 
Stromverbrauch aus. Allerdings verbraucht der Verkehrssektor in Österreich 6 % und die Landwirtschaft der Niederlande 7 % 
des dortigen Stroms. 

Die weitere Entwicklung des Stromverbrauchs wird wesentlich durch die Energieproduktivität, d. h. durch das technische 
Verhältnis zwischen Energieverbrauch und Produktion bestimmt. Um die Ziele der Bundesregierung zu erreichen, muss diese in 
der Zukunft stärker als bisher ansteigen. Zwischen 2000 und 2011 ist die Energieproduktivität insgesamt um 8,8 %, die 
Stromproduktivität aber nur um 3,3 % gestiegen. Die jährliche Steigerungsrate lag damit bei 0,3 %. Um den 
Primärenergieverbrauch bis 2050 zu halbieren, müsste bei einem jährlichen Wachstum des Bruttoinlandsprodukts von 1,3 % 
die Energieproduktivität mit zukünftig jährlich 3 % pro Jahr wachsen. Insofern müssten sich die Effizienzsteigerungen 
verzehnfachen. 

ABBILDUNG 2: STROMVERBRAUCH NACH VERBRAUCHERGRUPPEN 
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Quellen: Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie (2011); HWWI. 

                                                 
8 Vgl. BDEW 2012. 
9 Industrie bezeichnet in dieser Studie stets das verarbeitende Gewerbe. 
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2.2. Die regionale Verteilung des Stromverbrauchs 
Nordrhein-Westfalen ist das Bundesland mit dem höchsten Stromverbrauch. Hier wurden im Jahr 2008 knapp 30 % des in 
Deutschland insgesamt benötigten Stroms verbraucht. Dahinter folgen die Bundesländer Bayern und Baden-Württemberg mit 
einem Anteil von 15 % bzw. 13 %. Die Unterschiede im Stromverbrauch spiegeln zunächst die unterschiedlichen 
Einwohnerzahlen der Länder wider. Aber auch beim Stromverbrauch pro Kopf zeigen sich große Differenzen (vgl. Abbildung 3). 
Hierbei weisen das Saarland, Nordrhein-Westfalen, Bremen und Hamburg die größten Werte auf. Diese Abweichungen sind im 
Wesentlichen auf die unterschiedliche industrielle Struktur der Bundesländer zurückzuführen. So ergeben sich auch große 
Differenzen in der Verteilung des Stromverbrauchs zwischen Industrie und Haushalten. In den Bundesländern Bayern, Hessen 
und Baden-Württemberg überwiegt mit Anteilen von 80 %, 70 % beziehungsweise 55 % derjenige der Industrie. Auch in den 
meisten anderen Bundesländern übersteigt der industrielle Verbrauch den der privaten Haushalte. Ausnahmen bilden lediglich 
Nordrhein-Westfalen und Schleswig-Holstein. 

ABBILDUNG 3: PRO-KOPF-STROMVERBRAUCH IN DEN BUNDESLÄNDERN 
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Quellen: Länderarbeitskreis Energiebilanzen (2012); Daten 2008; HWWI. 
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2.3. Stromverbrauch der Industrie 
Der Stromverbrauch der Industrie ist in den Jahren zwischen 1991 (232,1 TWh) und 2008 (256 TWh) um 10,3 % gestiegen 
und im Jahr 2009 konjunkturbedingt um 18,4 % (auf 209 TWh) zurückgegangen. Im Jahr 2010 ist der Energieverbrauch der 
Industrie wieder auf 223 TWh gestiegen und liegt damit bei 87 % des 2008 erreichten Höchststandes vor der Krise (vgl. 
Abbildung 4). 

Die Effizienz des Einsatzes von Strom wird in der Stromintensität deutlich, die sich als Relation zwischen Stromverbrauch und 
Güterproduktion ergibt. Die Energieintensität ist von rund 620 GWh/Mrd. Euro Bruttowertschöpfung im Jahr 1996 relativ 
kontinuierlich auf etwa 524 GWh/Mrd. Euro im Jahr 2010 gefallen. Damit ist die Energieproduktivität jährlich mit etwa 1 % 
gestiegen. 

Der Stromverbrauch der Industrie entfällt zu einem großen Teil auf die Herstellung chemischer Erzeugnisse,  
die Metallerzeugung und –verarbeitung sowie die Papierindustrie. Auf diese energieintensiven Industrien entfällt fast die 
Hälfte des industriellen Stromverbrauchs. Dabei wird eine Branche im EEG (Erneuerbare-Energien-Gesetz) als energie- bzw. 
stromintensiv klassifiziert, wenn der jährliche Verbrauch über 10 GWh liegt und die Stromkosten über 15 % der 
Bruttowertschöpfung liegen. Neben den genannten Branchen gilt damit auch noch die Herstellung von Glas- und 
Keramikwaren als energieintensiv, die etwa 5 % des Stroms der Industrie verbraucht. 

ABBILDUNG 4: STROMVERBRAUCH DER INDUSTRIE 
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Quellen: Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie (2011); HWWI. 

Dem zum Teil hohen Anteil am Stromverbrauch der energieintensiven Branchen stehen hohe Beschäftigungs- und 
Wertschöpfungsanteile gegenüber. Insgesamt kamen 2010 23 % der Beschäftigten der Industrie aus energieintensiven 
Industrien. 9,5 % der Beschäftigten insgesamt entfielen dabei auf die Herstellung von Metallerzeugnissen, gefolgt von der 
Chemieindustrie mit einem Anteil von 6,1 %. Diese beiden Branchen hatten in Vorkrisenzeiten mit 9 % bzw. 6,8 % ebenfalls 
den größten Anteil an der Bruttowertschöpfung (vgl. Abbildung 5). Der Anteil der Energiekosten an den gesamten Kosten ist in 
energieintensiven Branchen durchaus bedeutsam. So liegen die Energiekosten in der Metallerzeugung bzw. –bearbeitung bei 
8,3 % der Gesamtkosten, in der Glas- und Papierindustrie sind es etwa 7,5 % und bei der Herstellung chemischer Erzeugnisse 
beläuft sich der Anteil der Energiekosten auf 5,2 %. Des Weiteren machen in der Textilindustrie und der Herstellung von Holz-, 
Flecht- und Korbwaren die Energiekosten rund 4 % der Gesamtkosten aus. Insofern wird die Wettbewerbsfähigkeit dieser 
Industrien erheblich durch die Stromkosten beeinflusst. 
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Abbildung 6 zeigt die Stromeffizienz der deutschen Industrie im Vergleich zu den benachbarten Staaten. Dargestellt wird der 
Stromverbrauch der Industrie in Relation zur gesamtwirtschaftlichen Produktion (Bruttoinlandsprodukt) und in Relation zur 
Industrieproduktion. Im Verhältnis zum Bruttoinlandsprodukt liegt Deutschland im oberen Bereich, dies resultiert jedoch nur 
aus einer höheren Bedeutung der Industrie im Vergleich zur Dienstleistung. Sofern der Stromverbrauch auf die industrielle 
Produktion bezogen wird, liegt Deutschland auf einem ähnlichen Niveau wie die Nachbarländer. 

ABBILDUNG 5: ANTEIL DER BRUTTOWERTSCHÖPFUNG AN DER INDUSTRIE 
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Quellen: Statistisches Bundesamt (2012); Daten 2008; HWWI. 

 

ABBILDUNG 6: INTERNATIONALER VERGLEICH DER STROMEFFIZIENZ 2010 
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Verbrauch der Industrie in Zukunft 
Die Energieszenarien der Bundesregierung gehen für die Industrie von einem künftig abnehmenden Stromverbrauch aus. 2020 
liegt demnach der Stromverbrauch bei knapp 200 TWh, im Jahr 2050 bei etwa 157 TWh. Dieser Entwicklung liegen trotz 
zunehmender Industrieproduktion zwei Faktoren zugrunde. Zum einen wird mit Effizienzgewinnen gerechnet, zum anderen mit 
einem Rückgang der energieintensiven Produktion. In Abbildung 7 wird dieser erwünschten Entwicklung eine Fortschreibung 
des Trends zwischen 1993 und 2008 gegenübergestellt. Hier ergäbe sich ein deutlicher Anstieg des Stromverbrauchs.  
Bis 2020 würde der Stromverbrauch bei etwa 247 TWh liegen, im Jahr 2050 bei über 330 TWh, was einem Anstieg von 33 % 
gegenüber 2008 entspricht. In den Energieszenarien der Bundesregierung liegt der Gesamtrückgang bei 40 %. 

ABBILDUNG 7: PROJEKTIONEN DES STROMVERBRAUCHS DER INDUSTRIE 
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2.4. Verbrauch der Haushalte 
Der Stromverbrauch deutscher Haushalte ist von 1992 bis 2010 von 122,2 TWh auf 141,0 TWh und damit um rund 15 % 
gestiegen (Abbildung 8). Dabei entfielen 47 % auf Prozesswärme und -kälte, 17 % auf Informations- und Kommunikations-
technik (IKT) und 14 % bzw. 11 % auf Warmwasser und Raumwärme10. Die folgende Darstellung konzentriert sich auf die 
Hauptverbraucher. Dabei werden nachstehende Geräte in Haushalten betrachtet: Kühlschränke und Kühl-Gefrier-
Kombinationen, Gefrierschränke/-truhen, Spülmaschinen, Wäschetrockner, Waschmaschinen, Fernseher, DVD-Spieler, 
Computer sowie das Kochen. 

ABBILDUNG 8: STROMVERBRAUCH DER HAUSHALTE 
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Quellen: Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie (2011); HWWI. 

Abbildung 9 stellt die Anteile der jeweiligen Geräte am Gesamtverbrauch dieser Geräte in deutschen Haushalten auf 
Grundlage der Anwendungsbilanzen dar. Demnach entfällt der Hauptstromverbrauch, gemessen in kWh im Jahr, auf 
Kühlschränke, gefolgt von Fernsehern und Wäschetrocknern. Der Stromverbrauch für das Kochen hat mit 16 % ebenfalls einen 
recht großen Anteil. Graue Balken stehen in Abbildung 9 für Haushaltsgeräte bzw. –tätigkeiten, rote Balken für Informations- 
und Kommunikationstechnologie (IKT). 

Das Umweltbundesamt hat zwei Mitteilungen11 zum Energieverbrauch der Haushalte herausgegeben. Die erste bezieht sich 
auf die Ausstattung der Haushalte mit Elektrogeräten, die andere auf die Energieeffizienz dieser Geräte und deren 
Stromverbrauch. Der Stromverbrauch einzelner Geräte hat demnach zwar deutlich abgenommen, so dass er zum Beispiel für 
Waschmaschinen und Kühlschränke von 270 kWh bzw. 309 kWh im Jahr 1995 auf 208 kWh bzw. 244 kWh im Jahr 2008 
zurückging12. Jedoch liegt der Verbrauch für manche Geräte höher als noch vor einigen Jahren. So hat der Stromverbrauch für 
Fernseher laut Umweltbundesamt ab 2005 aufgrund zunehmend größerer Geräte von 162 kWh auf 171 kWh im Jahr 2008 
zugenommen13. 

                                                 
10 Vgl. Frondel/Ritter 2010. 
11 Vgl. Umweltbundesamt 2012. 
12 Vgl. Umweltbundesamt 2011. 
13 Vgl. Umweltbundesamt 2012. 
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ABBILDUNG 9: STROMVERBRAUCH AUSGEWÄHLTER GERÄTE 
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Quellen: RWI/forsa (2011); HWWI. 

Insgesamt liegt der Gesamtstromverbrauch der Haushalte 2010 etwa 11 % über dem aus dem Jahre 1995. Der steigende 
Stromverbrauch resultiert aus einer zunehmenden Verbreitung von Elektrogeräten in den Haushalten, der auch durch den 
Trend zu kleineren Haushalten verstärkt wird. Abbildung 10 zeigt eine Prognose des Fraunhofer-Instituts aus dem Jahre 2009 
für die weitere Entwicklung der Ausstattung der Haushalte mit Informations- und Kommunikationstechnologien. Es wird 
deutlich, dass gerade der Bestand an IKT-Geräten in der Zukunft weiter deutlich steigen wird. Dies impliziert auch eine weiter 
steigende Stromnachfrage aus diesem Bereich. Kasten 2 beleuchtet die IKT-Geräte genauer. Eine andere wichtige Komponente 
der Stromnachfrage könnte die Elektromobilität sein, dies wird im Kasten 3 dargestellt. 
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KASTEN 2 

Die Bedeutung von Informations- und Kommunikationstechnologien 
Das Fraunhofer-Institut für Zuverlässigkeit und Mikrointegration (IZM) sowie das Fraunhofer-Institut für System- und Innovationsforschung 
(ISI) haben in ihrer Studie von 2009 den Stromverbrauch deutscher Haushalte in Bezug auf Informations- und Kommunikationstechnologie 
(IKT) untersucht. Die dabei erhobenen Daten bezogen sich auf 2007, es wurden aber zudem Prognosen bis zum Jahr 2020 aufgestellt. Laut 
dieser Studie entfallen 23 % des Stromverbrauchs der Haushalte auf die Nutzung von IKT-Geräten. Der Gesamtstromverbrauch in 
Deutschland, welcher auf solche Geräte zurückzuführen ist, entfällt zu fast 60 % auf die Haushalte. 

Die größten Verbrauchsquellen in diesem Bereich sind Fernseher und Computer (beide inklusive Peripherie). So entfallen 48 % des IKT-
Stromverbrauchs in Haushalten auf Fernseher und 34 % auf Computer. Auch in Zukunft werden Fernseher und Computer die größten 
Verbrauchsquellen des IKT-Bereichs in deutschen Haushalten sein und den Stromverbrauch weiter steigen lassen. Zu diesem Ergebnis 
kommt die Studie für das Jahr 2020. Der Stromverbrauch durch TV (Fernseher und Peripherie) wird demnach von 15,8 TWh in 2007 auf 19 
TWh in 2020 ansteigen, wovon wie in 2007 die Fernseher selbst den höchsten Verbrauch aufweisen werden (knapp 70 %). Werden zudem 
ein stärkeres Nutzungsverhalten und größere Bildschirme unterstellt, so steigt der Stromverbrauch um nochmals 3,7 TWh/Jahr. Eine 
verstärkte Nutzung, d. h. längere Laufzeiten im Jahr, könnte sich durch einen in Zukunft steigenden Datenaustausch von Haushalten und 
Unternehmen ergeben. Darüber hinaus führen neuartige Medienoptionen wie internetfähige Fernseher zu einer intensiveren Nutzung. 

Die zweite große Gruppe bleibt auch weiterhin die der Personal Computer (inklusive Peripherie). Dabei machen Computer über 60 %, die 
Peripherie fast 40 % dieses Strombedarfs aus. Der Stromverbrauch wächst der Studie zufolge auf 12,7 TWh in 2020. Diese Entwicklung 
könnte jedoch beträchtlich geringer ausfallen, falls in Haushalten so genannte „Thin Clients“ verstärkt eingesetzt werden. Dadurch werden 
große Datenvolumina und hohe Rechenleistung über das Internet auf externe Server verlegt; daraus resultieren weniger leistungsstarke 
Endgeräte in Haushalten und somit dort ein geringerer Stromverbrauch. Bezieht man Einsparungen durch Effizienzsteigerungen mit Hilfe 
von Standby und Scheinaus mit ein, beläuft sich die potentielle Einsparung auf 4,8 TWh/Jahr. Diese Entwicklung, welche voraussetzt, dass 
bis 2020 etwa 50 % aller PCs „Thin Clients“ sind, wird zwar als unwahrscheinlich eingeschätzt, zeigt jedoch das mögliche Einsparpotenzial 
im Bereich der Haushalte. Generell lässt sich sagen, dass sowohl der Gerätebestand als auch der Stromverbrauch in deutschen Haushalten 
in den nächsten Jahren ansteigen werden. 

Es gibt einige Optionen, um den Stromverbrauch in Zukunft zu verringern oder zumindest einen weiteren Anstieg zu verhindern. Der 
Standby-Modus gilt dabei als einer der potentiell größten Bereiche für Energieeinsparungen. Allerdings lassen sich im Bereich der 
Endgeräte für Haushalte aus deutscher Sicht keine technischen Verbesserungen durchsetzen, weil diese Geräte kaum von deutschen bzw. 
europäischen Unternehmen hergestellt werden. Möglich ist aber eine Produktkennzeichnung, um Verbrauchern eine Übersicht über 
energiesparende Geräte zu geben und so das Verhalten in Richtung eines geringeren Verbrauchs zu beeinflussen. 
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KASTEN 3 

Elektromobilität 
Bisher ist der Verkehrssektor in Deutschland stark von fossilen Kraftstoffen abhängig und hat deshalb mit 20,5 % einen erheblichen Teil 
am CO2-Ausstoß in Deutschland14. Mit Hilfe der Elektromobilität könnte diese Abhängigkeit und mit ihr auch der CO2-Ausstoß des 
Verkehrssektors reduziert werden. Dazu muss der Strom für die Fahrzeuge aus erneuerbaren Energiequellen stammen. Gleichzeitig besteht 
die Hoffnung, durch die Speicherung von Strom aus Erneuerbaren Energien in den Autobatterien einen Beitrag zur Netzstabilität zu leisten. 
Die Integration der Batterien parkender Elektrofahrzeuge in das Stromnetz wird auch als Vehicle-to-Grid-Konzept (V2G) bezeichnet. 
Die Bundesregierung hat in ihrem Nationalen Entwicklungsplan Elektromobilität die Zahl von einer Million Elektrofahrzeugen auf 
deutschen Straßen zum Ziel für das Jahr 2020 erklärt. Demgemäß soll Deutschland nach drei Phasen der Marktentwicklung zum Leitmarkt 
und Leitanbieter im Bereich Elektromobilität avancieren15. 

Im Durchschnitt werden PKW weniger als fünf Prozent der Tageszeit gefahren. Damit befinden sich zu jeder beliebigen Uhrzeit über 90 % 
der PKW im geparkten Zustand16. Das bedeutet, dass V2G-Elektrofahrzeuge sowohl zur Glättung der Lastkurve durch das Füllen nächtlicher 
Nachfragetäler, als auch zur Rückspeisung der in Fahrzeugbatterien gespeicherten Elektrizität in das Stromnetz in Spitzenlastzeiten 
verwendet werden können. Folglich könnte rechnerisch mit rund 10 Millionen Elektrofahrzeugen (rund einem Viertel der gegenwärtig in 
Deutschland zugelassenen PKW17) mit einer jeweiligen Anschlussleistung von 15 kW eine Gesamtleistung von über 150 GW erreicht und 
damit die derzeit installierte deutsche Kraftwerksleistung von circa 147 GW gedeckt werden18. Es dürfte jedoch schwierig sein, diese 
Kapazitäten aus den Batterien abzurufen, wenn die Batteriekapazität für die nächste Fahrt flexibel benötigt wird. Außerdem wären bei 
einem Verbrauch von 16 kWh/100 km und einer mittleren Jahresfahrleistung von 14.300 km 30 TWh notwendig, um die Elektrofahrzeuge 
zu "betanken". Diese entspricht etwa 30 % des derzeitigen Stromverbrauchs der Haushalte. 

Zurzeit gibt es in Deutschland etwa 54.000 reine Elektrofahrzeuge. Im Jahr 2011 wurden 2.154 reine Elektrofahrzeuge und außerdem noch 
etwa 12.600 Hybrid Fahrzeuge zugelassen, die teilweise auch die Anforderungen im Nationalen Entwicklungsplan Elektromobilität erfüllen. 
Dennoch erscheint es sehr unklar, ob das dort formulierte Ziel von einer Million Fahrzeugen bis 2020 erreichbar ist. Hindernisse bestehen 
in den hohen Kosten für Elektrofahrzeuge, der geringen Reichweite und der fehlenden Netzinfrastruktur19. In jedem Fall würde mit einer 
Million Elektrofahrzeugen keine nennenswerte Speicherkapazität, aber auch kaum zusätzlich Stromnachfrage generiert. 

 

                                                 
14 Vgl. UBA 2011. 
15 Vgl. BMBF 2009. 
16 Vgl. Kempton/Tomic 2005a, 2005b. 
17 Vgl. KBA 2012. 
18 Vgl. Schill 2010. 
19 Vgl. Schill 2010. 
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ABBILDUNG 10: ENTWICKLUNG GERÄTEBESTAND IN HAUSHALTEN 
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Quellen: Fraunhofer ISI, Fraunhofer IZM (2009); HWWI. 

Stromverbrauch der Haushalte in Zukunft 
In den Energieszenarien der Bundesregierung wird davon ausgegangen, dass der Energieverbrauch der Haushalte bis 2050 
stark zurückgehen wird. Dabei werden Steigerungsraten der Energieeffizienz von 2,1 % bis 2,5 % unterstellt. Diese liegen 
deutlich über denen, die bisher erreicht wurden. Als Ergebnis der hohen Effizienzsteigerungen würde der Stromverbrauch der 
Haushalte von heute 1.700 kWh pro Kopf bis 2050 auf etwa 1.200 kWh fallen20. 

Wird hingegen der bis heute beobachtete Trend fortgeschrieben, so zeigt sich ein anderes Bild. Bis 2050 könnte demnach der 
Stromverbrauch auf knapp 2.600 kWh pro Kopf ansteigen, was einem Anstieg gegenüber 2008 um 50 % entspräche.  
Dies käme in etwa dem Ergebnis im 700 TWh-Szenario des SRU für den Gesamtstromverbrauch in 2050 gleich. Geht man von 
einem durchgehend konstanten Anteil des Haushaltsverbrauchs am Gesamtstromverbrauch (25 %) und von einer bis 2050 
um 10 % abnehmenden Bevölkerung aus, so läge der Gesamtstromverbrauch bei über 700 TWh im Jahr 2050. Dabei sind 
jedoch keine weiteren Effizienzgewinne unterstellt, wie sie in Zukunft durchaus zu erwarten sein dürften. Die unterschiedlichen 
Entwicklungen sind in Abbildung 11 dargestellt. 

                                                 
20 Vgl. Schlesinger et al. 2010. 
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ABBILDUNG 11: PROJEKTIONEN DES STROMVERBRAUCHS DER HAUSHALTE 
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Quellen: Energieszenarien Prognos AG et. al. (2010); HWWI. 

Vor dem Hintergrund des Reduktionsziels der Bundesregierung ist es fraglich, ob auf Seiten der Haushalte die erwarteten 
Einsparungen erzielt werden können. Der Rebound-Effekt kann zu höherem Stromverbrauch führen, da die 
Effizienzsteigerungen durch zusätzliche und größere Geräte kompensiert werden. Dieser Effekt wird zum einen über steigende 
Einkommen und neue Technologien hervorgerufen, zum anderen aber auch dadurch, dass die Geräte effizienter werden, so 
dass es bei gleicher Zahl und Größe von Geräten zu einer Kostenentlastung käme. Die geringeren Energiekosten führen somit 
zu einem Anstieg der Nachfrage. Der Sachverständigenrat für Umweltfragen schätzt, dass der Rebound-Effekt regelmäßig über 
50 % und teilweise auch über 100 % liegt. Ein Rebound-Effekt von 100 % bedeutet dabei die vollständige Kompensation der 
Energieeinsparungen durch verstärkte Energienutzung21. 

                                                 
21 Vgl. SRU 2011. 
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2.5. Zusammenfassung 
Obwohl Strom immer effizienter genutzt wird, hat der Stromverbrauch von Haushalten und Industrie im Trendverlauf 
zugenommen. In der Industrie reichten die Effizienzsteigerungen nicht aus, um das Wachstum der Produktion zu 
kompensieren. Dabei hat die Industrie insgesamt in Deutschland eine herausgehobene Bedeutung für Beschäftigung und 
Wohlstand. Der Energieverbrauch der Industrie in Deutschland liegt in Relation zur gesamtwirtschaftlichen Produktion relativ 
hoch. Bezieht man den Verbrauch der Industrie aber auf die Produktion der Industrie, so liegt Deutschland im internationalen 
Durchschnitt. Dies zeigt aber auch, dass in Deutschland bei der gegebenen Industriestruktur keine einfachen und großen 
Potenziale für weitere Effizienzverbesserungen zur Verfügung stehen. Gerade in den energieintensiven Branchen haben die 
Strompreise schon heute eine hohe Bedeutung als Kostenfaktor, so dass Einsparpotenziale weitgehend ausgereizt wurden. 
Weitere Kostensteigerungen könnten hier zu Verlagerungen von Produktionsstandorten führen, die dann negative Folgen für 
Wachstum und Beschäftigung in Deutschland hätten. 

Der Stromverbrauch der Haushalte steigt, da die Effizienzsteigerungen bei den Geräten durch den vermehrten Einsatz von 
Elektrogeräten kompensiert werden. Insbesondere aufgrund der weiter steigenden Zahl und Größe von Informations- und 
Telekommunikationsgeräten ist auch zukünftig von einem weiter steigenden Stromverbrauch auszugehen. Über Regulierungen 
können ineffiziente Geräte aus dem Markt gedrängt werden. Aber über Regulierungen kann weder die Größe von Geräten, noch 
deren absoluter Verbrauch und schon gar nicht die Zahl der Geräte in den Haushalten beeinflusst werden kann. Deshalb kann 
eine Umkehr des Trends nur über den Markt und das heißt über steigende Strompreise erreicht werden. Dies würde die 
Verbraucher zwar zu sparsamerem Verhalten veranlassen, scheint aber sozialpolitisch wenig durchsetzbar. Insgesamt sind 
derzeit weder bei den Haushalten noch in der Industrie Prozesse zu erkennen, die zu einer Trendumkehr führen und die von der 
Bundesregierung angestrebten Einsparpotenziale ermöglichen würden. 
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3. STROMANGEBOT 

3.1. Einsatz von Energieträgern 
Die Stromerzeugung lag 1990 insgesamt bei 550 TWh. Der Anteil an Steinkohle betrug hiervon ca. 140 TWh (26 %), der von 
Braunkohle ca. 170 TWh (31 %). Im Jahr 2010 lag die Stromerzeugung bereits bei 690 TWh, wobei der Anteil von Steinkohle 
nur noch 117 TWh (17 %) und der Anteil an Braunkohle nur noch 145 TWh (21 %) betrug. Der Einsatz von Wasser- und 
Windkraft, sowie Gasen hat demgegenüber deutlich zugenommen. 2010 waren es 13 % im Bereich Wasser- und Windkraft 
und 12 % im Bereich Gase (der Bereich Gase enthält Natur- und Erdgas). Die Stromerzeugung aus erneuerbaren Energiequellen 
hatte im Jahr 2000 einen Anteil von 6 % an der Stromerzeugung Deutschlands. Seitdem ist der Anteil stetig auf 17 % im  
Jahr 2010 gewachsen. Besonders stark haben die Windkraft und die Biomasse zugenommen. Bei der Windkraft lag die 
durchschnittliche jährliche Wachstumsrate zwischen 1998 und 2008 bei 35 %, bei der Biomasse bei 29 %. Der Anteil der 
Kernenergie ist hingegen von durchschnittlich 30 % zwischen 1991 und 1999 auf 20 % im Jahr 2010 gefallen. 

ABBILDUNG 12: EINSATZ VON ENERGIETRÄGERN ZUR STROMERZEUGUNG 
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3.2. Die regionale Dimension von Stromerzeugung und Stromverbrauch 
Der Großteil der Bundesländer konnte im Jahr 2008 den jeweils selbst benötigten Strombedarf durch die eigene 
Stromerzeugung decken. In Brandenburg und Schleswig-Holstein wurde sogar das Dreifache beziehungsweise Doppelte des 
eigenen Bedarfes erzeugt. Im Gegensatz dazu wurde in Rheinland-Pfalz nur 2/3 des verbrauchten Stroms selbst erzeugt. Im 
Stadtstaat Hamburg waren es sogar nur 20 %. Insgesamt ergab sich ein komfortabler Angebotsüberschuss. Dies hat sich durch 
die Abschaltung der Kernkraftwerke verändert und es wird weitere erhebliche Veränderungen geben. Durch die Abschaltung 
der Kernkraftwerke wird nicht nur die Stromproduktion insgesamt verändert, sondern auch die regionale Verteilung. In Bayern 
und Baden-Württemberg wurden im Jahr 2009 noch über 50 % des Stroms aus Kernenergie gewonnen. Hier besteht insofern 
erheblicher Ersatzbedarf. Die Potenziale der Erneuerbaren Energien liegen aber besonders im Norden und Osten Deutschlands. 

Die verschiedenen erneuerbaren Energiearten sind in Nord- und Süddeutschland von sehr unterschiedlicher Bedeutung. In 
Norddeutschland dominiert eindeutig die Windkraft. Im Vergleich dazu kommt in Süddeutschland noch immer größtenteils die 
Wasserkraft zum Einsatz, deren Ausbaupotenzial sehr beschränkt ist. 

Windenergie bringt mit gut 40 % den größten Anteil an erneuerbarem Strom in Deutschland. Damit lieferte die Windkraft im 
Jahr 2011 7,6 % des Endenergieverbrauchs von Strom22. In den Küstenregionen im Norden des Landes weht der Wind 
besonderes regelmäßig und stark. Der regionale Anteil der Windenergie an der Stromversorgung beträgt im Kammerbezirk 
Ostfriesland/Papenburg bereits 69 %, in Schleswig-Holstein 36 %, in Mecklenburg-Vorpommern 31 %, in Sachsen-Anhalt  
27 % und in Niedersachsen 17 %23. Die Daten aus dem Jahr 2009 sind in Tabelle 2 zu finden. Ein großer Teil der Gebiete mit 
hohem Potenzial wird allerdings bereits zur Windstromerzeugung genutzt. Deswegen wird auf das Repowering zurückgegriffen, 
also das Auswechseln von älteren, kleinen Windenergieanlagen durch moderne und leistungsstärkere Anlagen. Durch diese 
Maßnahmen soll die Stromenergieerzeugung durch Onshore-Windenergie von 45,9 Mrd. kWh/a in 2011 auf insgesamt  
112,1 Mrd. kWh/a in 2020 erhöht werden. 

TABELLE 2: ANTEIL DER ERNEUERBAREN ENERGIEN AN DER NETTOSTROMERZEUGUNG 2009 (IN %) 

Bundesland Insgesamt Biomasse Solar Wasser Wind
Mecklenburg-Vorpommern 51,8 17,0 0,7 0,1 33,4
Thüringen 40,1 20,7 1,3 2,2 15,6
Sachsen-Anhalt 32,2 7,7 0,5 0,4 23,3
Rheinland-Pfalz 30,4 4,6 2,4 12,0 11,2
Schleswig-Holstein 27,3 4,3 0,8 0,0 21,9
Bayern 21,7 5,4 3,0 12,6 0,6
Niedersachsen 21,7 6,3 0,6 0,4 14,3
Brandenburg 18,8 4,2 0,3 0,0 14,0
Baden-Württemberg 14,4 4,2 2,2 7,0 0,9
Hessen 13,4 4,3 2,4 1,5 4,5
Hamburg 10,6 8,3 0,3 0,0 2,0
Sachsen 8,1 2,6 0,6 0,8 3,9
Nordrhein-Westfalen 5,3 1,7 0,4 0,3 2,7
Saarland 4,9 0,5 0,9 1,2 2,3
Bremen 2,4 0,0 0,1 0,0 2,3
Berlin 2,0 1,8 0,1 0,0 0,1
Deutschland 15,7 4,3 1,2 3,3 6,9

Quellen: Agentur für Erneuerbare Energien (2012); HWWI. 

                                                 
22 Vgl. BMU, AGEE-Stat. 2012. 
23 Vgl. Enercon. 
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Ein großes Ausbaupotenzial liegt insbesondere bei den Offshore-Windenergieanlagen. Der Vorteil ist, dass die Winde im Meer 
stärker und vor allem konstanter wehen. Der Energieertrag von Anlagen auf See ist ca. 40 % höher als der an Land. Bis 2020 
soll der Anteil der Offshore-Windenergieanlagen auf 6,2 % der Stromversorgung erhöht werden. Dafür müsste etwa 25 % der 
installierten Kapazitäten im Meer liegen. Da dort eine größere Zahl von Volllaststunden zu erwarten ist, würde etwa 40 % des 
Windstroms im Meer erzeugt werden. Bisher sind die Ausbauziele im Offshore Bereich aber weit verfehlt worden. Derzeit liegt 
die installierte Kapazität im Meer bei 200 MW und damit unter 1 % der insgesamt installierten Leistung. Die Hemmnisse sind 
zahlreich. Sie reichen von technischen und logistischen Problemen bis zum unzureichenden Netzanschluss. Bei diesen 
erheblichen realwirtschaftlichen Risiken entstehen dann auch Probleme mit der Projektfinanzierung24. 

Neben der Windenergie bestehen insbesondere bei der Solarenergie Ausbaupotenziale. Da die jährliche Sonneneinstrahlung in 
Süddeutschland höher als im Norden ist, kann die Ungleichverteilung bei der Windenergie zumindest teilweise ausgeglichen 
werden. Um die Solarenergie voranzutreiben, sind hier in den letzten Jahren hohe Einspeisevergütungen garantiert worden 
(vgl. auch Tabelle 3). Die durch das Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) induzierte starke Nachfragesteigerung machte 
Deutschland in den letzten Jahren zum größten Markt für Solarenergie weltweit25. In der Produktion kam es durch 
Lernkurveneffekte zwar zu Kostenreduktionen. Dennoch trägt die Solarenergie nur zu 0,8 % des Endenergieverbrauchs bei26. 
Bei einer weiteren großzügigen Förderung der Solarenergie war eine Explosion der Kosten zu befürchten. Um diese zu 
vermeiden, gelten inzwischen zubauabhängige Kürzungen der Einspeisevergütungen und es steht eine grundlegende 
Überarbeitung der Solarförderung auf der politischen Agenda. Bereits jetzt und auch zukünftig dürfte der Ausbau der 
Photovoltaik deshalb langsamer erfolgen. Damit werden weitere Kostenzuwächse eingedämmt und die anderweitige 
Verwendung der Mittel für effizientere Erzeugungsformen oder den Netzausbau ermöglicht. 

 

TABELLE 3: AUSBAU UND FÖRDERUNG VON WIND- UND SOLARENERGIE 

 Windenergie Solarenergie 
 Strommengen 

GWh 
Anteile in % am 
EEG-Energiemix 

Vergütungs-
zahlungen Mio. EUR

Strommengen 
GWh

Anteile in % am 
EEG-Energiemix 

Vergütungs-
zahlungen Mio. EUR

2001 10.509,20 57,9 76,20 0,4 
2002 15.786,19 63,2 1.435,34 162,43 0,7 81,71
2003 18.712,50 65,8 1.695,88 313,30 1,1 153,67
2004 25.508,80 66,3 2.300,48 556,50 1,4 282,65
2005 27.229,40 61,9 2.440,68 1.282,30 2,9 679,11
2006 30.709,90 59,6 2.733,77 2.220,30 4,3 1.176,80
2007 39.713,10 59,3 3.508,44 3.074,70 4,6 1.597,48
2008 40.573,70 57,0 3.561,04 4.419,80 6,2 2.218,62
2009 38.579,70 51,4 3.394,52 6.578,30 8,8 3.156,52
2010 37.634,50 46,6 3.341,80 11.730,60 14,5 5.097,80

Quellen: BDEW Archiv (2012); BDEW (2011); HWWI. 

Die dritte erneuerbare Energiequelle mit einem gewissen Ausbaupotenzial ist die Bioenergie. Im Jahr 2008 wurde in 
Deutschland eine Fläche von 1,6 Mio. Hektar für nachwachsende Rohstoffe genutzt. Bis 2020 soll diese Fläche auf 3,7 Mio. 
Hektar steigen, was 21,9 % der derzeit landwirtschaftlich genutzten Flächen entspräche. Neben gesondert angebauten 
Energiepflanzen spielen bei der Bioenergie Holz und in der Landwirtschaft anfallende Reststoffe wie Gülle, Restholz und 
Bioabfall eine Rolle27. Da Biomasse vor allem für Biogas und Biotreibstoffe genutzt wird, ist der Anteil für die Stromversorgung 
begrenzt. 

                                                 
24 Vgl. Erdmann 2012. 
25 Vgl. BMU 2011. 
26 Vgl. BMU, AGEE-Stat. 2012. 
27 Vgl. Schmidt/Mühlenhoff 2010. 
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Bisher ist nicht abzusehen, wie der Ausbau von Wind- und Solarenergie so beschleunigt werden kann, dass die Ausbauziele 
erreicht werden. In diesem Fall entsteht durch die Abschaltung der Kernkraftwerke eine Stromlücke. Diese wird besonders die 
südlichen Bundesländer treffen, in denen der Anteil der Stromerzeugung aus Kernenergie besonders hoch und der Anteil der 
Stromerzeugung aus Kohlekraftwerken niedrig ist. Der geringe Kohleanteil ist dabei vor allem das Resultat aus hohen Kosten 
für den Kohletransport ins Binnenland. Unabhängig davon wird es nicht zu einem wesentlichen Ausbau der Kohlekraftwerke 
kommen, da sonst die CO2-Ziele verfehlt werden. Insofern müssen zusätzliche Gaskraftwerke eingesetzt werden, um eine 
Stromlücke zu vermeiden. Dabei besteht zurzeit das Problem, dass die Energieversorger nicht wissen, in welchem Umfang und 
über welche Zeitspanne die Gaskraftwerke zukünftig benötigt werden. Das bedeutet eine erhebliche Planungsunsicherheit 
mit der Folge, dass die notwendigen Investitionen unterbleiben. 

Wenn der Ausbau der Erneuerbaren Energien zu langsam erfolgt und keine neuen Gas- oder Kohlekraftwerke gebaut werden, 
bleibt zur Schließung der Stromlücke nur der Stromimport in der Größenordnung von 10 % des Strombedarfs28. In Abbildung 
13 ist die Energieerzeugung einiger europäischen Staaten im Vergleich aufgeführt. Dabei wird zwischen dem Anteil an 
Kernenergie, an Öl und Gas, an Kohle und an Erneuerbaren Energien unterschieden. Es wird deutlich, dass wahrscheinlich der 
importierte Strom über Kernenergie oder Kohle erstellt wird und damit gerade aus den Energiequellen, die im Inland 
vermieden werden sollen.  

ABBILDUNG 13: ENERGIEERZEUGUNG IM LÄNDERVERGLEICH 2009 
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Quellen: Eurostat (2012); HWWI. 

                                                 
28 Dieser Wert ergibt sich, wenn die Kernkraftwerke stillgelegt werden, die Stromerzeugung aus konventionellen Kraftwerken konstant bleibt und die Erneuerbaren Energien 

entsprechend der Trends der letzten Jahre ausgebaut werden. 
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3.3. Zusammenfassung 
Obwohl der Ausbau der Erneuerbaren Energien mit großer Geschwindigkeit vorangeht, bleibt er doch gegenüber den Zielen 
zurück. Die wegfallenden Kapazitäten der Kernenergie können nicht plangemäß ersetzt werden. Außerdem liegen die neu 
geschaffenen Kapazitäten der Erneuerbaren Energien regional nicht dort, wo die Energie benötigt wird. Insofern müssen die 
Kapazitäten der Übertragungsnetze deutlich vergrößert werden. Ein weiteres Problem besteht darin, dass die Erneuerbaren 
Energien nicht planmäßig zur Verfügung stehen. Um die Stromlücke zu schließen und die Volatilität der Erneuerbaren Energien 
auszugleichen, müssen Backup-Kapazitäten mit konventionellen Kraftwerken erstellt werden. Es ist jedoch sehr unsicher, in 
welchem Umfang und über welche Zeitspanne die Kraftwerke zukünftig benötigt werden. Die Planungsunsicherheit führt dazu, 
dass notwendige Investitionen unterbleiben. Als letzter Ausweg bleiben dann Stromimporte. Dies impliziert, dass der 
importierte Strom aus Kernenergie oder Kohle erstellt wird und damit gerade aus den Energiequellen, die im Inland vermieden 
werden. 
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4. POLITIK UND NETZINTEGRATION 

4.1. Optionen 
Um den weiteren Ausbau Erneuerbarer Energien in Deutschland erfolgreich voranzubringen, muss sichergestellt werden, dass 
die Stromnetze in der Lage sind, den erzeugten Strom aufzunehmen und an die Verbraucher weiterzuleiten. Dabei wird das 
regionale Ungleichgewicht zwischen Stromerzeugung und Stromverbrauch weiter zunehmen. So liegen die Ballungs- und 
Industriezentren zum Teil weit entfernt von wind- und sonnenstarken Standorten. Der Ausbau der Erneuerbaren Energien 
bedeutet für das Übertragungsnetz, dass sich die geographische Verteilung der Stromerzeugung deutlich verschiebt, 
wohingegen die Lastzentren dieselben bleiben. Ein größeres und leistungsfähigeres Netz würde auch die Einspeisung der 
Erneuerbaren Energien insgesamt planbarer machen. 

Um Schwankungen im Energieangebot und Spitzenlasten abzufedern, wäre eine Anpassung der Stromnachfrage an das 
Stromangebot sinnvoll. Durch intelligente Netze, sogenannte „Smart Grids“, könnten die Schwankungen der Stromnachfrage 
über den Tag abgebaut werden. Die Verstetigung würde dann auch die notwendigen Reservekapazitäten in der 
Stromerzeugung reduzieren. 

Eine weitere Möglichkeit zur Verbesserung der Nutzungsbedingungen für Strom aus Erneuerbaren Energien stellen 
Energiespeicher dar. Große Speicher würden es ermöglichen, in windstarken Zeiten nicht übertragbare Leistung aufzunehmen 
und in engpassfreien Zeiten wieder auszuspeisen. Daneben sind aber kleine Speicher wie Batterien notwendig, um die 
intelligenten Netze zu ermöglichen. 

4.2. Netzausbau  
Im Bericht der Bundesnetzagentur vom 14. März 2011 zur Auswertung der Netzzustands- und Netzausbauberichte der 
deutschen Elektrizitätsübertragungsnetzbetreiber stellt die Bundesnetzagentur starke Verzögerungen bezüglich der 
Realisierung der Netzausbaumaßnahmen fest: Als Folge dieser Verzögerungen liegt der Netzausbau deutlich hinter dem 
Ausbau der Erneuerbaren Energien. In der dena-Netzstudie I (2005) wurde ein Bedarf von 850 km Übertragungsnetzleitungen 
bis 2015 ermittelt. In der dena-Netzstudie II (2010) wurde ein zusätzlicher Bedarf von 3.600 km neuer Übertragungsnetze 
geschätzt. Gleichzeitig wurden bis dahin lediglich 90 km neue Netze bereitgestellt29. 

Nach der alle zwei Jahre stattfindenden Untersuchung der Bundesnetzagentur kam es bis zum Ende des 4. Quartals 2010 bei 
insgesamt 49 Ausbaumaßnahmen zu Verzögerungen30. Als Gründe dafür können Verzögerungen im behördlichen 
Genehmigungsverfahren, Widerstand der lokalen Bevölkerung, Klagen gegen Planfeststellungsbeschlüsse, notwendige 
Änderungen in den behördlichen Genehmigungsverfahren aufgrund der gesetzlichen Rahmenbedingungen, Lieferengpässe bei 
Anlagenherstellern sowie bestehende Unsicherheiten bei den Offshore-Projekten angeführt werden. Ohne Anspruch auf 
Vollständigkeit haben sich die folgenden Verzögerungen ergeben:  

 In der Regelzone der 50Hertz Transmission GmbH kommt es bei 17 Projekten zu Verzögerungen. Dabei handelt es sich 
unter anderem um größere Projekte (zum Beispiel Thüringer Strombrücke), wo es zu Komplikationen bei Planungs- und 
Genehmigungsverfahren kam, da es sich um bundesländerübergreifende Projekte handelte. Hinzu kommen die fehlende 
Akzeptanz bei Netzausbaumaßnahmen in der Bevölkerung und Verzögerungen durch die Berücksichtigung von 
Umweltverträglichkeitsstudien. 

 In der Regelzone der EnBW Transportnetze AG weisen 4 Projekte Probleme aufgrund von zeitintensiven 
Genehmigungsverfahren auf. 

 In der Regelzone der Amprion GmbH kommt es bei 6 Projekten zu Problemen wegen Verzögerungen, die darauf 
zurückzuführen sind, dass zwei Anschlusspetenten ihre Projekte auf unbestimmte Zeit verschoben haben. 

 In der Regelzone von TenneT, wo es sich um Neubauprojekte in Norddeutschland in der 380kV-Netzebene handelt,  
kommt es bei 22 Projekten zu Verzögerungen. So hat zum Beispiel das EnLAG (Gesetz zum Ausbau von Energieleitungen) 
Auswirkungen auf derzeitige Planungs- und Genehmigungsverfahren, da hierfür Unterlagen angepasst werden müssen. 

                                                 
29 Vgl. BDEW 2010. 
30 Vgl. Bundesnetzagentur Bericht 2011. 
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 Auch bei der Netzanbindung für Offshore-Windparks kommt es zu Verzögerungen aufgrund von Änderungen in der 
Offshore-Genehmigungspraxis sowie Ressourcenengpässen bei Schlüsselkomponenten und Dienstleistungen. 

In Kasten 4 wird das Netzausbauprojekt Hamburg/Krümmel-Schwerin als Fallbeispiel behandelt, um mögliche Ursachen der 
Verzögerungen genauer herauszuarbeiten. 

KASTEN 4: EIN FALLBEISPIEL: NETZAUSBAU HAMBURG/KRÜMMEL-SCHWERIN 

Bei diesem Netzausbauprojekt handelt es sich um eine von der 50Hertz Transmission GmbH geplante Leitung, die im Rahmen der TEN-
Entscheidung der EU-Kommission gemäß Art. 8 als Vorhaben von europäischem Interesse eingestuft worden ist und vom Gesetzgeber als 
Vorhaben mit vordringlichem Bedarf im Bedarfsplan nach § 1 Abs. 1 EnLAG festgeschrieben wurde. Die ursprüngliche Fertigstellung war für 
das Jahr 2007 angesetzt, welche aufgrund von Verzögerungen jedoch auf das Jahr 2012/2013 verschoben wurde. Der 
Planungsfeststellungsbeschluss seitens Schleswig-Holsteins wurde im April 2012 erlassen, sodass mit der endgültigen Fertigstellung im 
Jahr 2012/2013 zu rechnen ist. Für den EEG-Ferntransport soll die Erhöhung der horizontalen Übertragungsfähigkeit im Nordwesten des 
Netzgebietes erreicht werden. Dies erfordert die Errichtung einer 380kV-Freileitung sowie die Anpassung von Schaltanlagen. Die Funktion 
dieses Netzausbauprojektes besteht in der Herstellung einer Verbindung zwischen dem osteuropäischen und dem westeuropäischen Netz. 
Ein Neubau auf 90 km Freileitung wurde bereits errichtet. Im Februar 2007 wurden die Anträge auf Planfeststellung sowie auf 
Verfahrensdurchführung nach § 43 b ENWG bei den zuständigen Behörden in Mecklenburg-Vorpommern und Schleswig-Holstein gestellt. 
Jedoch hat die letztere Behörde den Antrag auf beschleunigte Durchführung abgelehnt. Dies führte dazu, dass das Leitungsteil in 
Mecklenburg-Vorpommern bereits fertiggestellt wurde, während in Schleswig-Holstein bisher nur das Planungsfeststellungsverfahren am 
09.05.2008 eröffnet wurde. Als weitere Ursache für die Verzögerungen in diesem Projekt kann die mangelnde Akzeptanz in der 
Bevölkerung für den EEG-bedingten Netzausbau angeführt werden. 

Die erheblichen Verzögerungen bei der Realisierung von Netzausbauvorhaben der Übertragungsnetzbetreiber sind auf 
Verzögerungen bei der Inbetriebnahme von zahlreichen Projekten nach dem EnLAG zurückzuführen. Ein vereinfachtes und 
zügigeres Genehmigungsverfahren sowie die von vielen Bürgern geforderte Erdverkabelung könnten diese Prozesse 
beschleunigen. Dadurch würde es jedoch zu erheblichen Mehrkosten kommen. Bei der Erdverkabelung entstehen Kosten, die 
über die gesamte Lebenszeit betrachtet zwei- bis fünfmal höher sind als die Kosten für Freileitungen31. Diese müssten über 
das Netzentgelt auf die Verbraucher umgelegt werden. 

In der Antwort der Bundesregierung32 auf die Anfrage verschiedener Abgeordneter zur Auswirkung des Gesetzes zum Ausbau 
von Energieleitungen heißt es, dass die Bundesregierung Mehrkosten aus den Netzgebühren bei den jährlichen Strompreisen 
in Höhe von 2 % pro Haushalt bei Freileitungen erwartet. Bei einem Anteil von 10 % Erdverkabelung beträgt die 
Preissteigerung dagegen 4,5 %. Die Mehrkosten aus den Netzgebühren bei dem Bau von 1.000 km Hochspannungs-
freileitungen würden zu einer Erhöhung der jährlichen Strompreise um 0,1 bis 0,2 % führen. Im Vergleich dazu würden bei 
dem Bau von 1.000 km Hochspannungserdleitungen die Preise um 6 bis 10 % steigen. 

Der Sachverständigenrat für Umweltfragen (SRU) hat in diesem Zusammenhang in seinem Sondergutachten im Januar 2011 
ein grundsätzliches Anreizproblem bezüglich der Erlösobergrenze der Anreizregulierungsverordnung (ARegV) festgestellt. Da 
der Anreiz auf die Kostensenkung abzielt, werden hohe Investitionen in Umstrukturierung und Ausbau von Netzen tendenziell 
nicht getätigt. Aus diesem Grund wurden Investitionsbudgets eingeführt, welche von der Bundesnetzagentur für Kapitalkosten 
genehmigt werden und als Instrument zur Anreizregulierung dienen sollen. Dabei werden zur Berechnung der Obergrenze 
diese Budgets als Teil der „nicht beeinflussbaren Kosten“ direkt einbezogen und sollen so als zusätzliche Entlohnung 
Investitionsanreize liefern. Der SRU weist jedoch auf die folgenden Probleme hin: Obwohl Eigen- und Fremdkapitalzinsen des 
jeweiligen Investitionsvolumens bei einer Genehmigung direkt in die Berechnung der Obergrenze einfließen, wird die zunächst 
festgeschriebene Eigenkapitalrendite von 9,29 % oft durch Abschläge seitens der Agentur effektiv verringert. Diese kann auch 
geschmälert werden, wenn das jeweilige Unternehmen höhere Fremdkapitalzinsen zu begleichen hat, als von der Agentur 
genehmigt werden. Somit kann die eigentlich zu erwartende Rendite deutlich niedriger ausfallen und Investitionen unrentabel 
machen33. 

                                                 
31 Vgl. Forum zur Netzintegration von Erneuerbaren Energien. 
32 Vgl. Deutscher Bundestag 2010. 
33 Vgl. SRU 2011. 
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4.3. Intelligente Netze 
Ziel intelligenter Netze ist es, den Stromverbrauch dem Angebot anzupassen. Damit für die Stromverbraucher ein Anreiz 
besteht, ihren Verbrauch dem variablen Angebot anzupassen, müsste der Strompreis für den Endkunden zeitlich variabel 
werden. Dann könnten Verhaltensänderungen und/oder technische Lösungen zu Anpassungen führen. Aber auch wenn diese 
Anreize zur Anpassung des Strombedarfs bestehen, wird das Anpassungspotenzial der Haushaltskunden zumindest kurz- und 
mittelfristig gering bleiben. Bei den stromintensiven Anwendungen können Wasch- und Spülmaschinen zwar zeitlich variabel 
gesteuert werden. Der in Zukunft weiter steigende Strombedarf bei den IKT ist jedoch wie auch der Bedarf für die meisten 
Haushaltsanwendungen (Kochen, Licht) zeitlich an die Nutzung gebunden. Insofern bestehen hier nur geringe 
Anpassungsmöglichkeiten. Über neue Technologien (Speicher) könnten Geräte jedoch unabhängig vom momentanen 
Stromangebot gemacht werden.  

Sehr viel größer als bei den privaten Haushalten sind die potenziellen Anpassungsmöglichkeiten in der Industrie. So kann die 
Drosselung der Produktion in einem energieintensiven Betrieb erheblich zur Nachfragereduktion und damit zur Netzstabilität 
beitragen. So können energieintensive Unternehmen mit der Erbringung von Systemdienstleistungen im Stromnetz neue 
Einnahmequellen erschließen. Bisher haben im Wesentlichen Kraftwerke ihre Dienstleistungen auf den Märkten für Regel- und 
Ausgleichsenergie angeboten. Durch die Einbeziehung der energieintensiven Unternehmen würde der Wettbewerb auf dem 
Markt für Regelenergie erhöht34. 

4.4. Speichertechnologien 
Fortschritte bei der Speicherung von Energie ermöglichen die Anpassung des Energieangebots an eine kurzfristig veränderte 
Energienachfrage oder auch die Anpassung der Nachfrage an ein schwankendes Angebot. Außerdem ermöglichen Speicher die 
Einsparung von Kraftwerken, die nur für den Ausgleich von Änderungen der Verbrauchslast betrieben werden35. 

Elektrische Energie kann grundsätzlich in Form von mechanischer, chemischer, elektrochemischer und thermischer Energie 
gespeichert werden. Die gegenwärtig bedeutsamsten Energiespeicher großtechnischer Art bilden mechanische 
Speichersysteme, da diese die Speicherung großer (absoluter) Mengen zu vergleichsweise geringen Kosten ermöglichen. Zu 
den mechanischen Energiespeichern gehören vor allem Pumpspeicherkraftwerke, aber auch Druckluftspeicher und 
Schwungräder. 

Chemische Speicher erhält man durch die Verdichtung der in Primärenergieträgern gespeicherten (chemischen) Energie, wie 
beispielsweise durch die Reinigung und Komprimierung von Erdgas. Chemische Speicher basieren dabei auf umkehrbaren 
chemischen Reaktionen. So wird elektrische Energie mittels Elektrolyse in Wasserstoff oder Methan umgewandelt und bei 
Bedarf via Gasturbinen wieder verstromt. Dabei entstehen hohe Umwandlungsverluste. Diese sind aber weniger 
problematisch, wenn für die Elektrolyse Energie verwendet wird, die sonst nicht genutzt werden könnte. Da in Form von 
Methan oder Wasserstoff große Energiemengen gespeichert werden können, bestehen hier erhebliche Potenziale. Derzeit ist 
sowohl die Herstellung als auch die Speicherung mit sehr hohen Kosten verbunden, so dass die Verfahren weit von der 
Wirtschaftlichkeit entfernt sind. 

Zu den elektrochemischen Speichertechnologien zählen sämtliche Arten von Akkumulatoren und Batterien. Diese wandeln die 
zu speichernde elektrische Energie (Ladestrom) in chemische Energie um und geben diese als Entladestrom (Gleichstrom) 
wieder ab. Die verwendeten Akkumulatoren bzw. Batterien unterscheiden sich in den verwendeten Materialien und der daraus 
resultierenden Nennspannung. Insbesondere in Hinblick auf mobile Anwendungen im Verkehr wird die Entwicklung 
leistungsstarker Akkumulatoren zukünftig an Bedeutung gewinnen. Aber auch für intelligente Netze mit einer zeitlichen 
Steuerung des Verbrauchs im Haushaltsbereich werden Akkumulatoren immer wichtiger. 

                                                 
34 Vgl. Bundesnetzagentur 2011. 
35 Vgl. Oertel 2008; Hauer et al. 2010. 
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Insgesamt liegen die derzeitigen zentralen Speicherkapazitäten bei 40 GWh = 0,04 TWh. Die Stromerstellung aus 
Erneuerbaren Energien lag 2011 bei gut 117 TWh. Zugleich sind die Kosten des Speicherns erheblich. Um die Planbarkeit der 
Erneuerbaren Energien zu verbessern, müssen erhebliche Forschungs- und Entwicklungsleistungen erbracht werden. Es könnte 
hier empfehlenswert sein, die Förderung für den Ausbau der Erneuerbaren Energien zurückzufahren und stattdessen den 
Ausbau der Speichertechnologien zu fördern. Einen ersten Schritt bilden hier Maßnahmen der Bundesregierung, die im 
Rahmen ihres 10-Punkte-Programms zur Energiewende neue Speicherkraftwerke, insbesondere Pumpspeicherkraftwerke und 
andere Stromspeicher, für einen längeren Zeitraum als bisher von den Netzentgelten befreit hat. Damit erhöht sie die Anreize 
zur Errichtung neuer Speicherkapazitäten. 

4.5. Zusammenfassung 
Für die Integration der Erneuerbaren Energien muss der Netzausbau beschleunigt werden. Dazu muss auch die Akzeptanz des 
Ausbaus verbessert werden. Um dies zu erreichen, sollte der Anteil der Erdverkabelung erhöht werden. Damit sind jedoch 
steigende Netzentgelte und damit steigende Strompreise verbunden. Außerdem müssen die Speichertechnologien verbessert 
werden. Die derzeit bestehenden Kapazitäten liegen nur bei etwa 0,04 % der Strommenge, die aus Erneuerbaren Energien 
gewonnen wird. Zugleich sind die Kosten des Speicherns erheblich. Hier müssen weitere Anreize zur Forschung und 
Entwicklung gesetzt werden. Gleiches gilt auch für intelligente Netze. Hier müssen zunächst über intelligente Stromzähler 
Anreize zur Verbrauchssteuerung gesetzt werden. Im Haushaltsbereich sind die Anpassungsmöglichkeiten kurzfristig sehr 
beschränkt, da die Nachfrage oftmals an Nutzungszeiten gekoppelt ist. Langfristig könnten in Geräten eingebaute Akkus für 
mehr Flexibilität sorgen. Sehr viel größer ist die Flexibilität in der Industrie. Insbesondere die energieintensiven Unternehmen 
könnten durch Laststeuerung zur Stabilität der Netze beitragen. Damit diese Unternehmen hierfür einen Anreiz haben, müssen 
sie Regelenergie anbieten dürfen. Dies impliziert höhere Kosten für den Netzbetrieb und damit steigende Strompreise für 
andere Verbraucher. 
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5. ENTWICKLUNG VON PREISEN UND KOSTEN 

5.1. Zusammensetzung der Strompreise 
Die Strompreise setzen sich aus verschiedenen Komponenten zusammen. Zum einen sind dies die Kosten für die 
Stromerzeugung und den Stromtransport, zum anderen sind dies Steuern und Abgaben. Die Anteile dieser Komponenten 
schwanken bei unterschiedlichen Verbrauchsmengen. Große Unterschiede ergeben sich auch bei Haushalts- und 
Industriekunden. Besonders die energieintensiven Industrien sind von verschiedenen Abgaben ausgenommen, so dass hier der 
reine Strompreis von größerer Bedeutung ist. 

Für Haushaltskunden hat der Anteil von Steuern und Abgaben an den Stromkosten über die letzten Jahre hinweg deutlich 
zugenommen. So sind diese für einen Haushalt mit einem Stromverbrauch von 3.500 kWh pro Jahr seit der Liberalisierung des 
Strommarkts 1998 um 146 % gestiegen. In derselben Zeit sind die Kosten für Erzeugung und Transport um 5 % gestiegen. 
Damit wird sich der Kostenanteil der Steuern und Abgaben von 25 % im Jahr 1998 auf 44 % im Jahr 2012 erhöhen36. 
Abbildung 14 zeigt die Bedeutung der eigentlichen Stromkosten und der verschiedenen Steuern und Abgaben. Im Folgenden 
werden die Entwicklungen der eigentlichen Stromkosten (Herstellung und Transport) genauer beschrieben. 

ABBILDUNG 14: PROGNOSE FÜR DIE ZUSAMMENSETZUNG DES HAUSHALTSSTROMPREISES 2012 
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Quellen: Agentur für Erneuerbare Energien (2012)ª; HWWI. 

5.2. Börsenpreise  
Strom wird an der Börse gehandelt. Hier ergibt sich zu jedem Zeitpunkt ein Preis, der von Angebot und Nachfrage abhängig ist. 
Dabei schwankt die Nachfrage über den Tag, die Woche und das Jahr. Treiber sind die Industrieproduktion und der private 
Bedarf. Kurzfristig ist die Nachfrage weitgehend preisunelastisch, da die Stromverbraucher keine zeitlich variablen Strompreise 
haben. Das Stromangebot wird durch die verwendeten Kraftwerke bestimmt. Dabei werden zunächst immer die Kraftwerke 
und Technologien gewählt, die die nächste nötige Einheit Strom zu den geringsten Kosten erzeugen. Hier sind nur die 
variablen Kosten relevant. Für Wind und Sonne sind diese Null, so dass zunächst diese Erneuerbaren Energien in vollem 
Umfang eingesetzt werden. Im Anschluss werden Kraftwerke mit geringen variablen Kosten verwendet. Dies sind 
typischerweise die zur Verfügung stehenden Kernkraftwerke und die Braunkohlekraftwerke. Dann werden Steinkohle und 
zuletzt Gaskraftwerke eingesetzt. Der Strompreis wird immer die Kosten des zuletzt eingesetzten Kraftwerks, des sogenannten 
Grenzkraftwerks, decken. Steigt der Anteil der Erneuerbaren Energien, so wird auch ein günstigeres Grenzkraftwerk eingesetzt. 
Dieser Merit-Order-Effekt führt zu geringeren Stromkosten. Sofern die Erneuerbaren Energien nicht zur Verfügung stehen, 
müssen andere Kraftwerke mit höheren Kosten einspringen. Dabei müssen diese gegebenenfalls schnell einsatzfähig sein. 
Dies ist insbesondere bei Gaskraftwerken mit besonders hohen Grenzkosten der Fall. 

                                                 
36 Vgl. Frondel et al. 2011. 
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Würden die Kernkraftwerke ersatzlos abgeschaltet, würde sich das Grenzkraftwerk zu einem deutlich teureren Kraftwerk 
verschieben. Werden die Kernkraftwerke aber durch Kraftwerke ersetzt, deren Grenzkosten unterhalb der jetzt eingesetzten 
Grenzkraftwerke liegen, wird sich kein Preiseffekt ergeben. Dies ist der Fall, wenn die Kernkraftwerke durch Erneuerbare 
Energien und/oder Kohlekraftwerke ersetzt werden. Das Problem besteht darin, dass die Erneuerbaren Energien nicht 
kontinuierlich zur Verfügung stehen. 

Auf Basis dieser Überlegungen sollten sich in der Entwicklung der Strompreise einige stilisierte Fakten finden lassen: 
 Mit steigenden Gaspreisen sollte auch der durchschnittliche Strompreis zunehmen.  
 Mit einem steigenden Einsatz der Erneuerbaren Energien fällt der durchschnittliche Strompreis. 
 Aufgrund des schwankenden Angebots an Erneuerbaren Energien steigt die Schwankung der Strompreise im Zeitablauf.  

Der Gaspreis ist in den Jahren bis 2008 deutlich gestiegen und dann in der Wirtschaftskrise eingebrochen, um dann wieder 
deutlich anzusteigen. Dies sollte zu entsprechenden Entwicklungen beim Strompreis führen. Gleichzeitig sind die Erneuerbaren 
Energien ausgebaut worden, was zu sinkenden Börsenpreisen geführt haben sollte. Um diese Effekte zu untersuchen, wurden 
die Strommengen und -preise auf dem Spotmarkt der European Energy Exchange (EEX) im Zeitraum vom Februar 2005 bis 
Februar 2012 analysiert. Auf dem Spotmarkt kaufen bzw. verkaufen Börsenteilnehmer Strommengen für Einzelstunden des 
laufenden Tages, um kurzfristige Verbrauchsabweichungen auszugleichen. Die gehandelten Mengen und die dazugehörigen 
Preise einzelner Tagesabschnitte werden dabei zu Blöcken zusammengefasst. Die bedeutsamsten darunter sind die Grundlast- 
(00-24 Uhr) und die Spitzenlastblöcke (08-20 Uhr). Eine Analyse der gehandelten Mengen zeigt, dass sowohl die 
Grundlastmengen zwischen 2005 und 2011 von 234 GWh auf 663 GWh sowie die gehandelten Spitzenlastmengen von 126 
GWh auf rund 351 GWh gestiegen sind. 

Abbildung 15 zeigt den Verlauf der Grund- und Spitzenlastpreise im Monatsdurchschnitt. Beide haben einen sehr ähnlichen 
Verlauf. Der durchschnittliche Preis je MWh Grundlastblock stieg von 47,58 Euro im Jahr 2005 auf 51,14 Euro im Jahr 2011, 
wohingegen der durchschnittliche Preis je MWh Spitzenlastblock im selben Zeitraum von 58,17 Euro auf 57,14 Euro sank. 
Allerdings ist die Entwicklung nicht linear verlaufen. In den Jahren 2007/08 sind die Preise insgesamt angestiegen, dann 
jedoch im Zuge der Wirtschaftskrise und infolge des sinkenden Strombedarfs deutlich gefallen. Seit 2009 steigen die 
durchschnittlichen Preise. Diese Entwicklungen spiegeln zum einen Nachfrageentwicklungen auf dem Strommarkt, zum 
anderen die Entwicklung der Gaspreise wider. Der Anstieg der Strompreise ist aber deutlich geringer als derjenige der 
Gaspreise. Hier zeigt sich auch die dämpfende Wirkung der Erneuerbaren Energien. 

Neben den Durchschnittspreisen sind auch die Preisschwankungen interessant. Abbildung 16 zeigt die durchschnittliche 
Schwankung der Grundlastpreise um den jeweiligen Monatsmittelwert. Die Standardabweichung der Grundlastpreise ist 
zwischen 2005 und 2011 von rund 9 Euro auf 5 Euro und die der Spitzenlastpreise von 13 Euro auf 7 Euro gesunken. Bisher 
hat der vermehrte Einsatz der Erneuerbaren Energien nicht zu einer Zunahme der monatlichen Preisschwankungen geführt. 
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ABBILDUNG 15: STROMPREISE AN DER EEX* (MONATLICHE DURCHSCHNITTSWERTE) 
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Quellen: European Energy Exchange (2012); HWWI. 

 

ABBILDUNG 16: STROMPREISE AN DER EEX* (STANDARDABWEICHUNGEN DER MONATSWERTE) 
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5.3. Netzentgelte 
Seit 2005 werden die Netzentgelte von der Bundesnetzagentur kontrolliert. Dabei ist sie in Bezug auf die Kosten erfolgreich: 
Die Netznutzungsentgelte für Haushalts- und Gewerbekunden sind zwischen 2006 und 2011 um über 20 % gesunken. Bei 
Haushaltskunden betrugen sie im Jahr 2011 durchschnittlich 5,8 Cent pro Kilowattstunde. Damit lag der Anteil am Strompreis 
bei 22 %. Im Jahr 2006 waren es noch über 38 %. Derzeit gewährt die Netzagentur eine Rendite von gut 9 % für Investitionen 
in neue Netze. Obwohl dies derzeit sehr attraktiv erscheint, kommt es beim Netzausbau – insbesondere in Küstennähe – zu 
Verzögerungen. Hier spielt auch das Henne-Ei-Problem eine wichtige Rolle. Für die Netzbetreiber ist es nicht attraktiv ein Netz 
aufzubauen, bei dem die eingespeisten Strommengen volatil und insgesamt noch nicht sicher sind. Die Unsicherheiten für 
Offshore-Windparks sind derzeit sehr groß: Bisher sind weder alle Technologien erprobt, noch gibt es Erfahrungen mit Wartung 
und Betrieb. Der Aufbau von großen Offshore-Windparks ist aber nicht attraktiv, wenn der Abtransport des erzeugten Stroms 
nicht gesichert ist. 

Die Bundesregierung hat in dem Sonderprogramm "Offshore-Windenergie" für zwei Windparks Finanzierungszusagen durch die 
Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) vergeben. Mit einem insgesamt 5 Milliarden Euro starken Programm soll der Bau von 
insgesamt 10 Offshore-Windparks möglichst schnell realisiert werden. Diese Unterstützung soll es ermöglichen, dass alle 
Erfahrungen gesammelt werden können, um die technischen Risiken der Offshore-Technologie besser beherrschen zu können. 
Das für die Genehmigung von Windenergieanlagen zuständige Bundesamt für Seeschifffahrt und Hydrographie hat daher 
bislang nur Projekte mit jeweils maximal 80 einzelnen Anlagen zugelassen37. 

Zu den Aufgaben des Netzbetriebs gehört es auch, die Frequenz im Netz auf 50 Hertz konstant zu halten. Andernfalls würde es 
zu Instabilitäten im Netz kommen, die von regional beschränkten kleineren Stromausfällen bis zu flächenmäßig großem 
Stromausfall führen können. Um dies zu vermeiden, müssen Stromangebot und -nachfrage zu jedem Zeitpunkt im 
Gleichgewicht gehalten werden. Dazu können kurzfristig Leistungsanpassungen bei regelfähigen Kraftwerken durchgeführt 
werden, schnell anlaufende Kraftwerke (zum Beispiel Gasturbinenkraftwerke) gestartet oder Pumpspeicherkraftwerke 
eingesetzt werden. Alternativ können bestimmte Stromkunden mit Laststeuerung kurzfristig vom Netz getrennt werden. 

5.4. Kosten der Energiewende 
Die Energiewende verursacht hohe Kosten von sehr unterschiedlicher Art, die auch von unterschiedlichen Akteuren getragen 
werden müssen. Diesen Kosten stehen Einsparungen für fossile Energieträger gegenüber, deren Höhe stark von der 
Entwicklung der Preise für die Energierohstoffe und der CO2-Preise abhängt. In einer Studie für die Vereinigung der Bayerischen 
Wirtschaft wird der Barwert der Netto-EEG-Kosten, die bis zum Jahr 2030 anfallen, auf 250 Mrd. Euro geschätzt. Der Barwert 
der Investitionskosten, die mit dem Ausbau von Leitungen und Speicher verbunden sind, wird auf 85 Mrd. Euro geschätzt. 
Damit ergeben sich Kosten von 335 Mrd. Euro. 

Die Investitionen müssen sich letztlich über die Strompreise finanzieren. Dabei besteht bei den Erneuerbaren Energien 
zumindest teilweise Planungssicherheit, da die Einspeisevergütungen festgelegt sind. Unsicherheiten bestehen aber 
hinsichtlich der jährlichen Auslastung der Anlagen. Die Unsicherheiten sind zum Teil durch das Wetter, zum Teil durch die 
Technologien bedingt. Dabei können Wetterunsicherheiten relativ gut abgeschätzt werden und sind im Meer geringer als an 
Land. Im Gegensatz dazu besteht über die Auslastung der Offshore-Anlagen große Unsicherheit, da die Technologie noch wenig 
erprobt ist. Diese Unsicherheiten übertragen sich auch auf die Leitungen. Zwar liegen auch hier administrierte Preise vor, die 
eine bestimmte Rentabilität garantieren sollen, aber die transportierte Strommenge ist unsicher. Auch die Regelenergie wird 
über den Strompreis finanziert. Hier wird der Bedarf zukünftig stark steigen. 

Große Risiken gibt es auch für den Bau von konventionellen Kraftwerken. Sie müssen über den Börsenpreis für Strom finanziert 
werden. Dabei ist zum einen der Bedarf an konventionellem Strom unklar, zum anderen sind auch die Preise vom Ausbau der 
Erneuerbaren Energien abhängig. 

                                                 
37 Vgl. Bundesregierung 2012 (vgl. dazu auch Bericht der Bundesregierung über die Umsetzung des 10-Punkte-Sofortprogramms zum Energiekonzept). 
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Aus diesen Entwicklungen folgt, dass es Gewinner und Verlierer der Energiewende gibt. Gewinner sind Unternehmen, die von 
Investitionen in neue Anlagen und in die Netzinfrastruktur profitieren. Dazu gehören Anlagenbauer und auch Unternehmen der 
Bauwirtschaft und des Handwerks. Insbesondere kleinere Energieversorger können von der Förderung der Erneuerbaren 
Energien profitieren. Die größeren Kraftwerksbetreiber müssen wegen des Vorrangs der Erneuerbaren Energien geringere 
Auslastungen und damit auch eine verringerte Rentabilität akzeptieren. Die höheren Kosten für Netze und Erneuerbare 
Energien müssen vor allem Haushalte und Gewerbekunden tragen, da die energieintensiven Industrien bisher weitgehend von 
den relevanten Abgaben freigestellt wurden. Zusätzlich könnten die energieintensiven Industrien von der Bereitstellung der 
Regelenergie profitieren. Dies bedeutet eine weitere Mehrbelastung anderer Branchen und insbesondere der privaten 
Haushalte. Sollten die energieintensiven Industrien zukünftig nicht weiter von den Abgaben freigestellt werden, so haben diese 
Unternehmen aufgrund der Kostenbelastung Anreize zu Standortverlagerungen. 

5.5. Zusammenfassung 
In den letzten Jahren sind die Strompreise stark gestiegen. Dies gilt insbesondere für Haushalts- und Gewerbekunden. 
Wesentliche Ursache für diese Preissteigerungen waren steigende Steuern und Abgaben. Die Stromerstellungskosten sind trotz 
steigender Rohstoffkosten nur geringfügig gestiegen und die Netzentgelte sind zurückgegangen. Die gestiegenen Abgaben 
haben dabei zur Förderung und zum Aufbau der Erneuerbaren Energien beigetragen. 

In den nächsten Jahren wird sich der Ausbau der Erneuerbaren Energien fortsetzen. Dies führt zu weiter steigenden 
Abgabenbelastungen. Der Börsenpreis von Strom wird durch die Einspeisung Erneuerbarer Energien tendenziell gesenkt. 
Voraussetzung dafür ist jedoch, dass der Strom vom Netz aufgenommen werden kann. Außerdem wird es für die Netzbetreiber 
zunehmend zu einer Herausforderung, das Gleichgewicht zwischen Angebot und Nachfrage jederzeit aufrecht zu erhalten. 
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6. FAZIT 

Nach den Zielen der Bundesregierung soll der Anteil der Erneuerbaren Energien am Endenergieverbrauch bis zum Jahr 2020 
auf 18 % und bis 2050 auf 60 % erhöht werden. Damit sollen die globalen Umweltprobleme reduziert werden, die mit der 
konventionellen Energiegewinnung aus Kohle und Gas verbunden sind. Gleichzeitig wurde der Ausstieg aus der Kernenergie 
beschlossen, die noch immer einen Anteil von 20 % an der Stromerzeugung hat. Der Ersatz der Kernenergie und der Umstieg 
auf Erneuerbare Energien werden umso leichter gelingen, je geringer der Strombedarf in der Zukunft sein wird. Hier werden in 
den Energieszenarien der Bundesregierung ehrgeizige Ziele formuliert. Tatsächlich spricht wenig dafür, dass die Ziele 
erreichbar sind. Bei den Haushalten werden die Effizienzsteigerungen bei den Geräten durch einen vermehrten Einsatz 
elektrischer Geräte kompensiert. In der Industrie führt das Produktionswachstum dazu, dass der Strombedarf zumindest nicht 
deutlich sinken wird. 

Vor diesem Hintergrund müssen die Erneuerbaren Energien weiter kräftig ausgebaut werden, um ihren Anteil an der 
Stromerzeugung zu erhöhen. Das größte Potenzial hat dabei die Windenergie. Um dieses zu nutzen, muss insbesondere auch 
der Offshore-Bereich ausgebaut werden. Bisher findet der Ausbau hier sehr schleppend statt. Die Ursachen liegen zum einen in 
der großen Unsicherheit über die Kosten des Betriebs und die Wartung von Offshore-Windparks. Zum anderen ist bisher auch 
der Netzanschluss nicht gewährleistet. Als Folge dieser Unsicherheiten ist die Finanzierung problematisch. 

Ein schneller weiterer Ausbau der Windenergie bringt jedoch weitere Herausforderungen mit sich. So ist die Stromerzeugung 
aus Windenergie von starken tages- und jahreszeitlichen Schwankungen geprägt. Deshalb ist eine technische Anpassung der 
Kraftwerkseigenschaften an den fluktuierenden und vorrangig einzuspeisenden Windstrom notwendig. Außerdem bestehen die 
Ausbaupotenziale weitgehend im Norden Deutschlands. Der Strom wird jedoch in den Industrie- und Ballungszentren im 
Süden benötigt. Insofern muss das Stromnetz beschleunigt ausgebaut werden. Damit dies möglich ist, muss die 
gesellschaftliche Akzeptanz verbessert werden. Dies erfordert einen größeren Anteil von Erdkabeln, die dann zu höheren 
Netzkosten führen. Außerdem müssen Speichertechnologien ausgebaut und verbessert werden. Auch dies führt zu höheren 
Kosten. Diese Kosten werden an die Endkunden überwälzt und führen somit zu höheren Strompreisen. 

Ein weiterer wichtiger Schritt wären intelligente Netze, in denen der Stromverbrauch an das Angebot angepasst werden kann. 
Die Reaktionsmöglichkeiten der Haushalte sind aber – bei den derzeit gegebenen Technologien – ausgesprochen gering. 
Langfristig können Geräte speicherfähig gemacht werden und damit unabhängiger vom derzeitigen Stromangebot. Kurzfristig 
wird insbesondere die energieintensive Industrie zur Stabilisierung des Gleichgewichts von Angebot und Nachfrage im Netz 
beitragen müssen. Für diese Industriezweige entsteht ein neues Geschäftsmodell, in dem sie Strom auf dem Markt für 
Regelenergie anbieten können. Dies bedeutet aber auch zusätzliche Kosten für Haushalte und Gewerbekunden, die die 
Regelleistung letztlich bezahlen müssen. 

Für die Energiewende sind erhebliche Investitionen notwendig. Dies betrifft die Anlagen der Erneuerbaren Energien, den 
Netzausbau, die intelligenten Verbrauchsgeräte für intelligente Netze, die Speichertechnologien und – für den Übergang – 
auch die konventionellen Kraftwerke. Der Barwert des Investitionsvolumens bis 2030 liegt bei 335 Mrd. Euro. Diese 
Investitionen erfordern Planungssicherheit. Diese wiederum erfordert Transparenz und Akzeptanz der Projekte. Um diese zu 
erreichen, sollte die Bundesregierung ihre Ziele dahingehend überprüfen, ob sie realistisch erreichbar und zueinander 
kongruent sind. Dann müssen die notwendigen Kosten geschätzt und kommuniziert werden. Darauf aufbauend kann dann ein 
Masterplan zur Energiewende erstellt werden. 
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8. GLOSSAR 

Agentur für Erneuerbare Energien 
Die Agentur für Erneuerbare Energien e.V. kommuniziert die wichtigsten Vorteile einer nachhaltigen Energieversorgung auf 
Basis Erneuerbarer Energien.  

Anreizregulierungsverordnung (ARegV) 
Die Anreizregulierung gilt in Deutschland ab Januar 2009 und dient der Festsetzung der Netznutzungsentgelte für Strom und 
Gas.  

Bruttostromerzeugung und Nettostromerzeugung 
Die Bruttostromerzeugung bezeichnet die gesamte Stromerzeugung einer Energieanlage, einschließlich ihres Eigenverbrauchs. 
Die Nettostromerzeugung stellt die Bruttostromerzeugung abzüglich des Eigenverbrauchs dar. 

Bruttostromverbrauch und Nettostromverbrauch 
Unter Bruttostromverbrauch versteht man die in einem Staat erzeugte oder eingeführte Gesamtstrommenge abzüglich der 
ausgeführten Energiemenge. Hierbei werden alle Stromerzeugungsquellen berücksichtigt. Im Gegensatz zum Netto-
stromverbrauch fließen auch Verteilungsverluste und der Eigenverbrauch der Kraftwerke mit in den Wert ein. 

Bundesnetzagentur 
Die Bundesnetzagentur hat die Aufgabe, durch Liberalisierung und Deregulierung für die weitere Entwicklung auf dem 
Elektrizitäts-, Gas-, Telekommunikations-, Post- und dem Eisenbahninfrastrukturmarkt zu sorgen. Außerdem ist sie für die 
Regulierung der Netzentgelte zuständig. 

Dena 
Die Deutsche Energie-Agentur GmbH (dena) bezeichnet sich als Kompetenzzentrum für Energieeffizienz, Erneuerbare Energien 
und intelligente Energiesysteme. Das Leitbild der dena ist es, Wirtschaftswachstum zu schaffen und Wohlstand zu sichern – 
mit immer geringerem Energieeinsatz. 

Emissionen von Treibhausgasen (THG) 
Treibhausgase sind strahlungsbeeinflussende gasförmige Stoffe in der Luft. Die Störung des natürlichen Gleichgewichts der 
Atmosphäre durch Eingriffe in den Naturhaushalt und durch anthropogene Emission von Treibhausgasen verstärkt den 
natürlichen Treibhauseffekt und führt zur globalen Erwärmung. Das bedeutendste Treibhausgas ist CO2. Deshalb werden THG 
auch in CO2-Äquivalenten gemessen. 

Endenergieverbrauch und Primärenergieverbrauch 
Die von Verbrauchern tatsächlich bezogene Energie wird als Endenergieverbrauch bezeichnet. Der Primärenergieverbrauch 
enthält im Unterschied zum Endenergieverbrauch auch alle Umwandlungs-, Verteilungs- und Übertragungsverluste. 

Energieeinheiten 
Die Maßeinheit der Energie ist das Joule, Kurzzeichen: J. Weithin verbreitet ist auch die Einheit Wattstunde (Wh), 
Kilowattstunde (kWh) oder Gigawattstunde (GWh). Es gilt: 1 kWh = 3,6 x 106 J. Eine Wattstunde gibt die Arbeit an, die eine 
Energieanlage in einer Stunde verrichtet, und ist damit eine Einheit für die Leistung oder Stromerzeugung. Da „Giga“ für eine 
Milliarde steht, entspricht 1 GWh einer Milliarde Wattstunden oder einer Million Kilowattstunden (kWh). 

Energieproduktivität 
Die Energieproduktivität ist das Verhältnis von wirtschaftlicher Leistung und Energieverbrauch. 
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Energie-Umrechnungsfaktoren 
Einheiten kJ kWh kg SKE
1 Kilojoule (kJ) - 0,000278 0,000034
1 Kilowattstunde (kWh) 3.600 - 0,123
1 kg Steinkohleeinheiten (SKE) 29.308 8,14 -

Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) 
Das deutsche Gesetz für den Vorrang Erneuerbarer Energien regelt die bevorzugte Einspeisung von Strom aus erneuerbaren 
Quellen ins Stromnetz und garantiert deren Erzeugern feste Einspeisevergütungen. 

European Energy Exchange (EEX) 
Die European Energy Exchange AG (EEX) entstand im Jahr 2002 durch die Fusion der deutschen Strombörsen Frankfurt und 
Leipzig. Die EEX ist mit über 200 Börsenteilnehmern aus derzeit 22 Ländern die führende Energiebörse in Kontinentaleuropa. 

Gesetz zum Ausbau von Energieleitungen (EnLAG) 
Das Energieleitungsausbaugesetz ist das Kernstück des Gesetzes zur Beschleunigung des Ausbaus der Höchstspannungsnetze. 
Im Fokus stehen 24 vordringliche Leitungsbauvorhaben im 380 kV-Hochspannungsnetz, die für die Integration des Stroms aus 
Erneuerbaren Energien und modernen, flexiblen konventionellen Kraftwerken sowie für den EU-weiten Stromhandel von 
besonderer Bedeutung sind. 

Maßeinheiten 
Kilo = k = Tausend 
Mega = M = Million 
Giga = G = Milliarde 
Tera = T = Billion 
Peta = P = Billiarde 

Merit-Order-Effekt 
Der Merit-Order-Effekt besagt, dass die Erneuerbaren Energien zu einer Senkung der Börsenpreise führen. Dies wird im 
Abschnitt 5.2 ausführlich erläutert.  

Smart Grids 
Smart Grids sind intelligente Stromnetz, die eine bessere Anpassung des Stromverbrauchs an das Stromangebot ermöglichen 
sollen. Damit wird das Ziel verfolgt, die Netzstabilität bei stark fluktuierendem Angebot durch die Erneuerbaren Energien zu 
verbessern. 

Stromintensität 
Die Stromintensität ist der Kehrwert der Stromproduktivität.  

Umweltbundesamt (UBA) 
Das UBA ist Deutschlands zentrale Umweltbehörde. Die wichtigsten gesetzlichen Aufgaben umfassen die wissenschaftliche 
Unterstützung der Bundesregierung, den Vollzug von Umweltgesetzen und die Information der Öffentlichkeit zum 
Umweltschutz. 
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